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Große Anfrage 

der Abgeordneten Tatge, Bueb und der Fraktion DIE GRÜNEN 

ökologische und soziale Folgekosten der Industriegesellschaft 
in der Bundesrepublik Deutschland (I) 


hier: Folgekosten ökologischer Schädigungen 


Zunehmende Umweltverschmutzung, immer neue Gefahren für 
die menschliche Gesundheit und weiter wachsende Arbeitslosig- 
keit machen unübersehbar, daß die gegenwärtige Wirtschafts- 
weise vielfältige Folgekosten für die Volkswirtschaft produziert. 

Diese Folgekosten sind weder im einzelwirtschafthchen Rentabili- 
tätskalkül enthalten, noch werden sie von volkswirtschaftlichen 
Rechnungslegungssystemen erfaßt. Die bloße Orientierung am 
Bruttosozialprodukt und seinem Wachstum verdeckt vollkommen, 
daß diese Art der Wirtschaftsweise nicht nur unökologisch und 
sozial destruktiv ist, sondern auch zunehmend unwirtschaftlich. 

Für einen Umbau des gegenwärtigen marktwirtschaftlichen Indu- 
striesystems zu einer ökologischen und sozialen Wirtschaft spre- 
chen daher auch volkswirtschaftliche Argumente. 

Folgekosten sind Kosten, für die es in den Marktpreisen keine 
Entsprechung gibt. Sie werden ohne Absprache einzelnen Grup- 
pen oder sogar der gesamten Gesellschaft aufgebürdet. Derartige 
Folgekosten ergeben sich u. a. durch: 

— Umweltzerstörung (Wirkung von Schadstoffen und Abfällen 
auf Luft, Wasser, Boden und Pflanzen), 

— Gesundheitss/:häden (Krankheitskosten), 

— ökonomische Fehlallokationen (Arbeitslosigkeit, Agglomera- 
tion). 

Die rasch anwachsenden Kosten für die Umweltreparatur, für die 
Behandlung von Krankheiten, für den Unterhalt von Arbeitslosen, 
für Verkehrsleistungen, für Mieten etc. legen davon ein beredtes 
Zeugnis ab. Trotz der gewachsenen Bedeutung dieser volkswirt- 
schaftlichen Lasten gibt es bisher noch keine vollständige Statistik 
zu ihrer Erfassung. Eine Umrechnung der für einzelne Bereiche 
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vorliegenden Daten und Schätzungen auf ein Jahr würden einen 
Umfang der Folgekosten von mehreren hundert Milliarden DM 
ergeben. 

Ursächlich für das Entstehen von Folgekosten ist die mit bestimm- 
ten Produktions- und Konsummustern verbundene Möglichkeit, 
individuell verursachte Kosten auf die Natur oder die menschliche 
Gesundheit abzuschieben. Die folgekostenträchtigen Produk- 
tions- und Konsumformen werden auf diese Weise indirekt sub- 
ventioniert, während umweit- und gesundheits verträgliche Ver- 
fahren einem Wettbewerbsnachteü ausgesetzt sind. 

Der Zuwachs der gesamtgesellschaftlichen Folgekosten kann 
durch die Bmttosozialproduktsrechnung nicht erfaßt werden. Sie 
beruht auf der Aggregation von einzelnen Marktergebnissen und 
erfaßt daher die Folgekosten und die durch sie verursachten 
Reparaturausgaben als positiv zu bewertenden Einkommens- 
zuwachs. 

So werden z. B. die Kosten für die Behandlung von umweltbeding- 
ten Krankheiten als Einkommenszuwachs der Ärzte bzw. der 
pharmazeutischen Industrie erfaßt. 

Als erste Schritte für einen Abbau dieser gesellschaftlichen Ver- 
schwendung sind erforderlich: 

— die vollständige statistische Erfassung und Bewertung der 
gesellschaftlichen Folgekosten; 

— die Aufhebung der Verpflichtung der staatlichen Wirtschafts- 
politik auf eine Maximierung des Bruttosozialproduktwachs- 
tums, wie dies im Wachstums- und Stabilitätsgesetz fest- 
geschrieben ist; 

— die Verpflichtung der staatlichen Wirtschaftspolitik auf die 
Rückgabe der gesellschaftlichen Folgekosten an die Verur- 
sacher (Reintemalisierung). 

Folgekosten ökologischer Schädigungen 

Die einzelwirtschaftliche Gewinn- und Einkommensmaximierung 
bedient sich der Natur als eines „unbezahlten Produktions- 
faktors". 

Weder die mit dem Rohstoffabbau verbundene Landschaftszerstö- 
rung noch die durch den Schadstoffausstoß bei Bäumen, Bauwer- 
ken und landwirtschaftlicher Produktion verbundenen Beein- 
trächtigungen werden in irgendeiner Weise von den Verur- 
sachern bezahlt. 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1.1 Umfang der Luftverunreinigung 

Wie haben sich seit 1980 die Schadstoffemissionen (Kohlenmon- 
oxid, Schwefeldioxid, Stickstoffoxid, Staub und organische Ver- 
bindungen) entwickelt, und welche Entwicklungen erwartet die 
Bundesregierung für die Zukunft? 
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1.2 Vermögens- und Einkommensverluste durch Luft- 
verunreinigung 

1.2.1 Folgekosten des Waldsterbens 

Nach Angaben des Bundesministeriums für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten sind 1985 32,7 % der Waldfläche als schwach 
geschädigt, 17% als mittelstark geschädigt und 2,2% als stark 
geschädigt und abgestorben zu klassifizieren. 

a) Kann die Bundesregierung die Schätzungen des Deutschen 
Forstvereins bestätigen, daß 

— der mit dem Waldsterben verbundene unmittelbare Minder- 
erlös bzw. die Mehrkosten für die ungeplanten Abholzmaß- 
nahmen 600 Milhonen DM im Jahr betragen, 

— der volkswirtschaftliche Verlust aufgrund des seit ca. 20 bis 
30 Jahren bestehenden emissionsbedingten Zuwachsrück- 
gangs des Waldes mit einer Milliarde DM pro Jahr zu veran- 
schlagen ist, 

— die insgesamt eingetretenen Vermögens Verluste in der 
Forstwirtschaft z. Z. ca. 5 bis 10 Milliarden DM betragen? 

Wie beurteüt die Bundesregierung die zukünftige Schadens- 
entwicklung? 

b) Wie beurteüt die Bundesregierung 

die sich aus dem Waldsterben ergebenden Folgen 

— für den Produktionswert der Holzwirtschaft, 

— für die Arbeitsplätze in der Holzwirtschaft, 

die Schätzung von Professor Brabänder, nach der der Verlust 
von Arbeitseinkommen in der Forstwirtschaft, der auf die 
Waldzuwachsverluste zurückgeht, jährlich 400 Millionen 
DM beträgt? 

c) Wie beurteüt die Bundesregierung die sich aus dem Waldster- 
ben ergebenden Folgen für die Wasserversorgung, das Klima, 
den Bodenschutz, den Schutz vor Lawinen, Vermurungen und 
Überschwemmungen im Gebirge und für den Fremdenverkehr 
sowie die damit verbundenen volkswirtschafthchen Verluste? 

d) Wie beurteüt die Bundesregierung eine von einer interdiszipli- 
nären Wissenschaftlergruppe im Auftrag des Bundesumwelt- 
amtes durchgeführte Simulationsrechnung, nach der bei Fort- 
schreibung der gegenwärtigen Umweltpolitik in Zukunft 

— die mit dem Waldsterben verbundenen Ertragsausfäüe, 
Rekultivierungskosten und zusätzlichen Düngungskosten 
pro Jahr 6,3 Milliarden DM betragen, 

— die mit dem Waldsterben verbundene (monetär bewertete) 
Einschränkung der Erholungsmöglichkeiten und die Ein- 
kommensausfäUe in der Fremdenverkehrswirtschaft pro 
Jahr 11,3 Milliarden DM betragen, 

— die mit dem Waldsterben verbundenen zusätzlichen Aus- 
gaben für den Hochwasserschutz und den Erosionsschutz 
ca. 400 Mülionen DM im Jahr betragen? 
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1.2.2 Kosten der Korrosionsschäden 

a) Teilt die Bundesregierung die Schätzung des früheren Bundes- 
ministers Matthöfer, wonach sich die durch Luftverschmutzung 
bedingten Korrosionsschäden bereits in den 70er Jahren auf 
20 bis 30 Milliarden DM jährlich beliefen? 

b) Im Dritten Emissionsschutzbericht der Bundesregierung wird 
darauf verwiesen, daß nach einer Zusammenstellung des Bun- 
desumweltamtes die Emissionsschäden an ausgewählten Sach- 
gütergruppen 3 bis 4 Milliarden DM pro Jahr betragen, die 
insgesamt anfallenden Kosten aber weit höher liegen. 

Verfügt die Bundesregierung mittlerweüe über genauere 
Angaben bzw. welche Anstrengungen wurden zur genaueren 
Erfassung der emissionsbedingten Korrosionsschäden unter- 
nommen? 

1.2.3 Schäden in der Landwirtschaft 

a) Für die Niederlande hat die UNO- Wirtschaftskommission für 
Europa den Emteverlust durch Luftverschmutzung auf 5 % der 
gesamten Landwirtschaftserzeugung geschätzt (2,8 Milliarden 
Holländische Gulden). 

Wie hoch schätzt die Bundesregierung den durch Luftver- 
schmutzung verursachten Emteverlust in der Bundesrepublik 
Deutschland? 

b) Wie beurteilt die Bundesregierung eine Studie des INFU Dort- 
mund, nach der allein in Belastungsgebieten der emissions- 
bedingte Ertragsrückgang bei landwirtschaftlichen Produkten 
ca. 200 Millionen DM pro Jahr beträgt? 

c) Nach Erkenntnissen der UNO-Wirtschaftskommission für 
Europa haben sich durch die umweltbedingte Verschlech- 
terung der Bodenproduktivität (Saurer Regen, Pestizide) die 
Preise für land- und forstwirtschaftliche Erzeugnisse erhöht. 

Kann die Bundesregierung dies bestätigen? 

Wenn nicht, welche gegenteiligen Erkenntnisse liegen ihr vor? 

1.3 Reparatur- und Vermeidungskosten 

1.3.1 Die Kosten der Emissionsminderung von Straßenfahrzeugen 

a) Kann die Bundesregierung Einschätzungen des Esso-Chefs 
Boehme bestätigen, nach der sich die gesamten Kosten für die 
Umrüstung auf bleifreies Benzin für die Mineralölindustrie auf 
ca. 1 Milliarde DM belaufen? 

b) Die Umrüstung von Tankstellen auf bleifreies Benzin wird vom 
Bundesminister für Wirtschaft durch Zuschüsse gefördert, die 
pro Tankstelle maximal 8 000 DM betragen. In den Haushalten 
1985 und 1986 wurden dafür 20 Millionen DM für Investitions- 
zuschüsse veranschlagt. 

Sind auch in Zukunft derartige Zuschüsse vorgesehen, und 
wenn ja, in welcher Höhe? 
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c) Wie hoch sind die jährlichen Steuereinnahmeausfälle durch die 
Vergünstigungen der Mineralölsteuer für bleifreies Benzin und 
die Kfz-Steuervergünstigung für abgasgeminderte Kfz bis 
1990? 


1.3.2 Die Kosten der Emissionsminderung von Kraftwerken 

a) Welche Betriebs- und Investitionskosten sind seit 1980 für den 
technischen Umweltschutz in Kraftwerken angefallen? 

b) Auf welche Summe schätzt die Bundesregierung die notwen- 
digen Investitionskosten, um bei allen fossü befeuerten Groß- 
feuerungsanlagen ab 20 MW eine maximale Schadstoffemis- 
sion von 200 mg S0 2 pro m 3 Abgas, 300 mg NOx/m 3 Abgas und 
30 mg Stäube/m 3 Abgas zu erreichen? 

c) Die Schadstoffemissionen mehrerer Heizwerke der Bundes- 
wehr (z.B. Wetzlar-Spilburg, Sixt-von-Amim Kaserne, Stadt- 
Allendorf) verstoßen gegen die in der Bundesrepublik Deutsch- 
land geltenden Vorschriften für Großfeuerungsanlagen. Kann 
die Bundesregierung Aussagen des Bundesministeriums der 
Verteidigung bestätigen, nach denen die Kosten für die Säube- 
rung dieser Heizwerke die Milliardenpreise überschreiten 
werden? 

Hält die Bundesregierung eine Kontrolle dieser Heizwerke 
dadurch für gewährleistet, daß die Überwachung der Bundes- 
wehr selbst obliegt? 

1.3.3 Kosten für zusätzlichen Korrosionsschutz und 

Gebäudereinigung 

a) Wie beurteüt die Bundesregierung Berechnungen des Instituts 
für Umweltschutz der Universität Dortmund, nach denen 

— die Ausgaben für emissionsbedingte Fassadenanstriche, 
Fensteranstriche, sonstige Außenanstriche, Dachrinnen- 
schäden, Korrosionsschutzanstriche an Brücken, Fernmelde- 
leitungen und Hochspannungsmasten sowie für zusätz- 
lichen Reinigungsaufwand pro Jahr 2,3 Milharden DM 
betragen, 

— allein für immissionsbedingte Fenster- und Textilreinigun- 
gen gegenwärtig ca. 1,1 Millionen DM pro Jahr ausgegeben 
werden müssen? 

b) Wie beurteüt die Bundesregierung die zusätzlichen volkswirt- 
schaftlichen Verluste, die durch eine vorübergehende Stille- 
gung von Verkehrs- und Versorgungseinrichtungen während 
der Instandhaltungsarbeiten entstehen? 


1.3.4 Aufwendung für die Restaurierung von Kulturgütern 

Für die Restaurierung der Fassaden des Kölner Doms werden 
nach Schätzungen der Dombauverwaltung Köln ca. 60 bis 80 
Millionen DM benötigt. Für den Schutz mittelalterlicher Glas- 
gemälde sind ca. 200 bis 300 Millionen DM erforderlich. 
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a) Wie hoch schätzt die Bundesregierung den erforderlichen 
Gesamtaufwand für den Schutz von Kulturgütern vor der Luft- 
verschmutzung? 

b) Welche Initiativen hat die Bundesregierung bisher zu einer 
Registrierung der Umweltschäden an Kulturgütern unter- 
nommen? 


1.4 Gesamte Folgekosten der Luftverunreinigung 

1.4.1 

Kann die Bundesregierung Schätzungen der OECD und des Bun- 
desumweltamtes bestätigen, nach denen die gesamten Folge- 
kosten der Luftverunreinigimg für das Jahr 1979 ca. 3 bis 5 % des 
Bruttosozialproduktes betragen? 

Wie hoch müssen diese in Anbetracht der zwischenzeitlich ange- 
wachsenen Schadstoff mengen für das Jahr 1982 veranschlagt 
werden? 

Wie haben sich die Kosten der Luftverunreinigung nach 1982 
entwickelt? 

1.4.2 

Nach einer Studie der Environmental Protection Agency betrugen 
die Schadenskosten der Luftverunreinigung in den USA 1978 ca. 
40 Milliarden DM pro Jahr. Diese Kosten wären vermeidbar, wenn 
die Luftverschmutzung um ca. 60 % gemindert würde. 

Liegen der Bundesregierung entsprechende Untersuchungen (mit 
welchen Ergebnissen für die Bundesrepublik Deutschland) vor? 

Wenn nein, sind entsprechende Untersuchungen in Auftrag gege- 
ben worden? 

1.4.3 

Wie hoch waren die gesamten Ausgaben für Luftreinhaltung seit 
1980 

— bei den privaten Haushalten und im Untemehmenssektor, 

— bei den öffentlichen Haushalten? 

1.4.4 

a) Wie verhalten sich nach den Erkenntnissen der Bundesregie- 
rung die gesamten Schadenskosten der Luftverunreinigung zu 
den gesamten Ausgaben für die Luftreinhaltung? 

b) Wie beurteüt die Bundesregierung das Ergebnis einer Unter- 
suchung von Prof. Ewers, Berlin, nach der die jährlichen Wald- 
schäden von 18 Milliarden DM ein heutiges Investitionsvolu- 
men für die Luftreinhaltung von 132 Milliarden DM als rentabel 
rechtfertigt? 

1.4.5 

Nach Auffassung des IEFU-Instituts, Heidelberg, müssen die 
gegenwärtig immittierten Schadstoffmengen um 50% reduziert 
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werden, wenn der Bestand des deutschen Waldes gesichert wer- 
den soll. 

Auf welchen Betrag beläuft sich nach Auffassung der Bundes- 
regierung die hierfür notwendige Investitionssumme? 

1.4.6 

Liegen der Bundesregierung zwischenzeitliche Erkenntnisse der 
von ihr in Auftrag gegebenen Studie „Volkswirtschaftliche 
Bewertung alternativer Strategien zur Bewältigung der Schadens- 
folgen von Luftverunreinigungen" vor? 

2. Folgekosten der Wasserverunreinigung 

2.1 Höhe der Schäden 

a) Wie haben sich seit 1980 die in Flüsse und in die Nordsee 
emittierten Schadstoffmengen (Phosphate, Hydrate, Chloride, 
Schwermetalle und Hexachlorbenzol) entwickelt, und welche 
Entwicklung erwartet die Bundesregierung für die Zukunft? 

b) Wie beurteüt die Bundesregierung die Tatsache, daß sich bei 
Messungen ausgewählter Fließgewässer seit 1980 bez. des 
Phosphorgehalts kein signifikanter Rückgang und bez. des 
Nitrat-, Chlorid-, Quecksüber-, Blei- und Hexachlorbenzol- 
gehaltes sogar eine zum Teü erhebliche Zunahme ergeben hat? 

c) Wie beurteüt die Bundesregierung Aussagen von Dr. Zwintz 
(Bayerisches Staatsministerium für Landesentwicklung und 
Umweltfragen), daß es in den nächsten Jahren zu einem 
„durchbruchartigen Anstieg" der Belastung des Grundwassers 
durch Nitrate und chlorierte Kohlenwasserstoffe kommen wird? 

2.2 Vermögens- und Einkommensverluste durch Wasser- 
verunreinig un gen 

2.2.1 

Von der National Academy of Sciences der USA wurden die durch 
Wasserverschmutzung verursachten materiellen Schäden für das 
Jahr 1973 auf 4,5 bis 18,6 Milliarden DM geschätzt. 

Auf welchen Betrag schätzt die Bundesregierung (bei Anwen- 
dung eines gleichen Schätzverfahrens) die Schäden für die 
Bundesrepublik Deutschland im Jahre 1982? 

Wie hoch schätzt die Bundesregierung die Schäden in den Jahren 
nach 1982? 


2.2.2 


In einer vom nordrhein-westfälischen Minister für Wissenschaft 
und Forschung geförderter Studie wird für eine Reihe von bedeu- 
tenden Wasserversorgungsuntemehmen an Rhein und Ruhr auf 
eine exorbitante Zunahme der Aufbereitungskosten für Trink- 
wasser seit den 70er Jahren hingewiesen. 

Sind der Bundesregierung entsprechende Angaben für das 
gesamte Bundesgebiet bekannt? 
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2.2.3 

Teilt die Bundesregierung die Einschätzung aus dieser Studie, 
daß diesen Kostensteigerungen aufwendigere Verfahren zu- 
grunde liegen, die wiederum auf 

— eine Belastung der Oberflächengewässer mit biologisch schwer 
abbaubaren und resistenten Substanzen, 

— eine zunehmende Überbauung von Bodenflächen im Nah- 
bereich von Trinkwassergewinnungsanlagen und 

— eine Zunahme der Wasserverbrauchsmenge zurückgehen? 

2.2.4 

a) Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß Kosten 
bei der Trinkwasserversorgung dadurch entstehen, daß verar- 
beitendes Gewerbe, Bergbau und Wärmekraftwerke auf 
Grund- und Quellwasser zurückgreifen können und hierdurch 
die Trinkwasserversorgung in zunehmendem Umfang auf 
Oberflächengewässer angewiesen ist? 

b) Wie rechtfertigt die Bundesregierung angesichts dieses 
Problems die der Industrie nach wie vor gewährten 
Wasserentnahmerechte? 

2.2.5 

Die Hauptbelastung des Grundwassers geht gegenwärtig von 
Nitraten und chlorierten Kohlenwasserstoffen aus. 

Kann die Bundesregierung Berechnungen von Dr. Zwintz bestä- 
tigen, nach denen 

— die spezifischen Grundwasseraufbereitungskosten wegen 
Kontaminierung durch chlorierte Kohlenwasserstoffe 12,87 
Pf/m 3 und 

— die spezifischen Grundwasseraufbereitungskosten wegen der 
Nitratbelastung 30 bis 160 Pf/m 3 Wasser betragen, 

und infolgedessen eine überschlägige Hochrechnung für das 
gesamte Bundesgebiet diesbezügliche Mehraufwendungen von 
über 1 Milliarde DM ergeben? 

2.2.6 

Nach Schätzungen von Dr. Zwintz betrugen die durch Grund- 
wasserverunreinigung hervorgerufenen zusätzlichen Wasser- 
transportkosten in der Bundesrepublik Deutschland 1965 ca. 450 
Millionen DM. 

Wie hoch veranschlagt die Bundesregierung diesen Betrag für 
1982? 

Wie hoch veranschlagt die Bundesregierung diesen Betrag für die 
Jahre nach 1982? 

2.3 Reparatur- und Vermeidungskosten 
2.3.1 

Wie hoch waren die jährlichen Aufwendungen für die Verringe- 
rung der Gewässerverunreinigung seit 1980 
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— bei privaten Haushalten und im Unternehmenssektor, 

— bei öffentlichen Haushalten? 

2.3.2 

Eine Gegenüberstellung der Aufwendungen von Wasserreinhal- 
tungsmaßnahmen und durch Wasserverschmutzung verursachten 
Schadenskosten für die USA im Jahre 1973 (National Academy of 
Science) ergab, daß diese Schadenskosten weitum höher hegen 
als die Reinigungsausgaben. 

Trifft nach dem Urteil der Bundesregierung ein solches Verhältnis 
auch für die Bundesrepublik Deutschland zu? 

2.4 Möglichkeiten der Aufwandsvermeidung 

2.4.1 

Hält die Bundesregierung eine kostengerechte Gestaltung der 
Wasserpreise für sinnvoll? 

Befürwortet sie eine verbrauchsmindernde Tarif gestaltung dieser 
Wasserpreise? 

2.4.2 

Welche volkswirtschaftliche Kostenersparnis wäre mit einem 
innerbetrieblichen und regionalen Ausbau von Brauchwasser- 
systemen verbunden? 

2.4.3 

Liegen der Bundesregierung Schätzungen über die Höhe der 
erforderlichen Investitionen vor, durch die die Einleitung von 
organischen Halogenverbindungen im Gewässer vermieden wer- 
den könnte? 

2.4.4 

Welche Investitionssumme ist nach Schätzungen der Bundes- 
regierung erforderlich, um in allen Gewässern der Bundesrepu- 
blik Deutschland die Gewässergüteklasse II zu erreichen? 

2.4.5 

Nach dem Bericht der Bundesregierung über notwendige Maß- 
nahmen zur Vermeidung von Gewässerbelastungen durch schwer 
abbaubare und sonstige kritische Stoffe ist ein Investitionsauf- 
wand von 270 Millionen DM notwendig, um bestehende Produk- 
tionsanlagen so umzubauen bzw. zu ersetzen, daß bei der Titan- 
dioxidproduktion keine Dünnsäure mehr anfällt, deren Einbrin- 
gung in die Nordsee ein unkalkulierbares Problem darstellt. 

Leisten der Bund bzw. die Länder Niedersachsen und Nordrhein- 
Westfalen Zuschüsse, um diese Produktionsumstellungen zu 
beschleunigen? 

Liegen dem Bund Kosten-Nutzenrechnungen vor, in denen die 
wirtschaftlichen Nachteile einer vorübergehenden Schließung der 
Betriebe mit den ökologischen Vorteilen eines sofortigen Stopps 
der Dünnsäureeinbringung verglichen werden? 
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3. Folgekosten der Bodenverunreinigung und -Vergiftung 

3.1 Schadensfeststellung 

Wie hat sich seit 1980 die Bodenbelastung durch Cadmium, Blei, 
Quecksilber, Thallium, Kupfer, Nickel, Arsen, PCB, HCB, PCP, 
Lindan, TCDD entwickelt, und welche Entwicklung erwartet die 
Bundesregierung insbesondere in Anbetracht der Anreicherungs- 
fähigkeit dieser Stoffe? 

Welche diesbezüglichen Untersuchungen und Erfassungs- und 
Beobachtungsmaßnahmen hat die Bundesregierung initiiert? 

3.2 Einkommens- und Vermögensverluste durch die Boden- 
verunreinigung 

3.2.1 

Liegen der Bundesregierung Untersuchungen über monetär 
bewertbare und andere Schäden vor, die 

— im Grundwasser durch die Bodenbelastung, 

— an Flora und Fauna, 

— für die Ertragskraft des Bodens, 

— durch die Belastung von Nahrungsmitteln entstanden sind? 

3.2.2 

Wie beurteüt/die Bundesregierung die Zunahme der Gesamt- 
abfälle wie der gefährlichen Sonderabfälle seit 1975? 

3.2.3 

Wie beurteüt die Bundesregierung die als Folge der Altlasten 
entstehenden Wertminderungen, insbesondere 

— die Wertminderung von Siedlungsflächen wegen ein- 
geschränkter Bebaubarkeit, 

— die Wertminderung von landwirtschaftlichen Grundstücken 
durch Anbaubeschränkungen und 

— die Minderung des Verkaufswertes von Grund und Boden 
wegen ermittelter Sanierungserfordernisse? 

3.3 Reparatur- und Vermeidungskosten 
3.3.1 

Für die Bundesrepublik Deutschland wird die Zahl der Altlasten 
(v. V. Franzius) auf ca. 30 000 geschätzt. 

a) Wie hoch waren seit 1980 die jährlichen Ausgaben für die 
Erfassung, Untersuchung und Sanierung der Altlasten? 

b) Wie groß ist der Prozentsatz der sanierungsbedürftigen Alt- 
ablagerungen? 

c) Kann die Bundesregierung Schätzungen bestätigen, nach 
denen mindestens 2,5 Millionen DM pro Deponie an Sanie- 
rungsaufwendungen notwendig sind? 
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d) Wie beurteilt die Bundesregierung Äußerungen des hessischen 
Ministers Schneider, nach denen durchschnittlich 5 Milhonen 
DM Sanierungskosten pro Altlastendeponie notwendig sind? 

e) Kann die Bundesregierung bestätigen, daß die Sanierangs- 
kosten für Georgswerder von der Firma Boehringer auf 300 
Milhonen DM veranschlagt wurden? 

3.3.2 

Wie beurteilt die Bundesregierung die von Franzius (Bundes- 
umweltamt) vorgenommene Schätzung, daß für die Sanierung 
und Überwachung von kontaminierten Betriebsgeländen 9,3 Mil- 
liarden DM aufgebracht werden müssen? 

3.3.3 

Welche Gesamtausgaben sind nach Meinung der Bundesregie- 
rung für Erfassung, Untersuchung und Sanierung der Altlasten 
notwendig? 

3.3.4 

Welchen Beitrag soll nach den Vorstellungen der Bundesregie- 
rung der Bund für die Sanierung der bisher bekannten und ggf. 
noch bekanntwerdenden Altlasten leisten? 

3.3.5 

Wie waren die jährhchen Kosten für die Beseitigung von Sonder- 
abfällen seit 1980? 

3.3.6 

Wie hoch waren die Investitions- und Betriebskosten für die in der 
Bundesrepublik Deutschland vorhandenen Müllverbrennungs- 
anlagen seit 1980? 

3.4 Möglichkeiten der Aufwandsverminderung 

3.4.1 

Nach Angaben des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
belaufen sich die jährhchen Kosten allein für die Beseitigung von 
Hausmüll auf 3,5 Milliarden DM p. a. 

Wie hoch veranschlagt die Bundesregierung den Anteil an den 
Kosten der Abfallbeseitigung, der auf die fehlende Vorsortierung 
zurückgeht? 

3.4.2 

a) In welchem Umfang können nach Ansicht der Bundesregie- 
rung durch eine Erhöhung des Anteils der Mehrwegver- 
packungen Kosten der Müllbeseitigung vermieden werden? 

b) Wie beurteilt die Bundesregierung die volkswirtschaftlichen 
Kosten der rapiden Zunahme der Einwegverpackungen, die 
nach Auffassung des Bundesumweltamtes zwölfmal soviel 
Abfallmenge (t), 32mal soviel Abfallvolumen (m 3 ) mit sich brin- 
gen kann und sechsmal soviel Energie wie die Mehrwegver- 
packungen absorbieren? 
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4. Umfang bisheriger Umweltschutzausgaben 

4.1 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß 

— in den Jahren 1971 bis 1981 118,6 Milliarden DM von den 
öffentlichen Haushalten für den Umweltschutz verausgabt 
wurden, 

— nach einer Untersuchung des Wissenschaftszentrums Berlin 
von den gesamten im Zeitraum 1975 bis 1979 getätigten Inve- 
stitionen des öffentlichen Sektors 80 % auf die gemeindliche 
Ebene entfielen, 

auf welche Weise gedenkt die Bundesregierung die Gemein- 
den bei dieser Aufgabenbewältigung in Zukunft zu unter- 
stützen, 

trifft dieser Anteü auch für die Jahre seit 1979 zu, 

— in den Jahren 1970 bis 1981 83 Milliarden DM im produzie- 
renden Gewerbe für Umweltschutzinvestitionen verausgabt 
wurden? 

4.2 

Die erhöhten steuerlichen Absetzungen nach § 7 d Einkommen- 
steuergesetz wurden im Zeitraum 1975 bis 1982 für ein Investi- 
tionsvolumen von 9,3 Milliarden DM in Anspruch genommen. 

Kann die Bundesregierung Schätzungen bestätigen, daß sich die 
Steuermindereinnahmen im Vergleich zu den regulären 
Abschreibungssätzen für den genannten Zeitraum auf ca. 2,4 Mil- 
liarden DM belaufen? 

4.3 

Auf welchen Betrag belaufen sich die Einsparungen von Kredit- 
nehmern von ERP-Krediten für Umweltschutzinvestitionen auf- 
grund der gewährten Zinsvergünstigungen seit 1980? 

4.4 

Einzelne Bundesländer gewähren gemäß spezieller Programme 
Investitionshilfen in Form von zinsgünstigen Krediten, Zins- und 
Investitionszuschüssen für Umweltschutzinvestitionen. 

Wie hoch waren die gesamten öffentlichen Ausgaben der Bundes- 
länder für diese Programme seit 1980? 

4.5 

Welche Entwicklung des Anteüs der Umweltschutzausgaben 

— an den gesamten öffentlichen Ausgaben, 

— an den privaten Investitionsausgaben, 

— am Bruttosozialprodukt 

erwartet die Bundesregierung in der Zukunft? 

4.6 

Wie beurteüt die Bundesregierung Untersuchungen von Prof. 
Jänicke, nach denen trotz steigender kompensatorischer Aus- 
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gaben die Belastung der Umwelt rapide steigt und damit die 
Umweltqualität ständig sinkt? 

Bonn, den 15. Juli 1986 

Tatge 

Bueb 

Borgmann, Hönes, Volmer und Fraktion 
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